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Aus dem Leitantrag

Die CDU-Spitze will sich beim Bun-
desparteitag von Sonntag bis
Dienstag in Karlsruhe weiterhin
nicht auf eine Obergrenze für die
Zahl der Flüchtlinge festlegen. Im
Entwurf für einen Leitantrag des
Vorstands zu Terror, Sicherheit,
Flucht und Integration listen die
Christdemokraten 16 Grundsätze
und Forderungen zur Integration
sowie 21 sicherheitspolitische
Maßnahmen auf. Hier die Kern-
punkte des Leitantrags: 
– Die von CSU und Junger Union
verlangte Obergrenze bei der
Flüchtlingszahl taucht nicht auf,
stattdessen die »Vereinbarung
eines legalen Flüchtlingskontin-
gents für die EU insgesamt«. 
– Die CDU dringt auf ein einheitli-
ches europäisches Asylsystem. Da-
zu gehören europaweit ähnliche
Entscheidungsmaßstäbe. 
– Der Familiennachzug für Flücht-
linge mit einem geringeren Schutz-
status soll nach dem Willen der
CDU für zwei Jahre ausgesetzt
werden. 
– Migranten sollen per Gesetz zur
Integration verpflichtet werden.
Wer auf Dauer nicht mitmacht,
dem sollen Leistungen gekürzt
werden können. 
– Die Zahl der Integrationskurse
soll 2016 verdoppelt werden. 
– Nach dem Vorbild von Mehrgene-
rationenhäusern soll ein flächen-
deckendes Netz an Integrations-
häusern entstehen. Sie sollen
Dreh- und Angelpunkt für alle ent-
sprechenden Fragen werden, von
den Sprachkursen bis zum
Arbeitsmarkt. Die Einführung
einer Gesundheitskarte für Flücht-
linge in den Ländern soll »mit kriti-
schem Blick« begleitet werden. 
– Die demokratische, offene und
tolerante deutsche Staats- und Ge-
sellschaftsordnung wird als Leit-
kultur benannt. »Religiöse ›Geset-
ze‹ wie die Scharia haben in unse-
rem Land keine Geltung«, heißt es
im Entwurf. Eine Vollverschleie-
rung von Frauen in der Öffentlich-
keit, etwa durch Burkas, wird ab-
gelehnt. 
– Abgelehnte Asylbewerber sollen
»zügig zurückgeführt« werden. 
– Der derzeit nicht gewährleistete
Schutz der EU-Außengrenzen solle
auch dadurch wiederhergestellt
werden, dass die Grenzschutz-
agentur Frontex zu einer europäi-
schen Küstenwache ausgebaut
wird. 
– Um zu verhindern, dass Terroris-
ten mit dem Flüchtlingsstrom nach
Deutschland kommen, soll es wie-
der bei jedem Asylbewerber eine
Anhörung geben. Damit soll des-
sen Identität festgestellt und eine
Sicherheitsüberprüfung möglich
werden. 
– Bei besonders schweren Gefähr-
dungslagen soll es elektronische
Fußfesseln für polizeibekannte ge-
fährliche Islamisten geben.

»Wir können nicht alle
Menschen aufnehmen«

CDU-Präsidiumsmitglied Jens Spahn will Flüchtlingsstrom begrenzen
Berlin (WB). Jens Spahn (35)

ist Mitglied im CDU-Präsidium,
Staatssekretär im Finanzministe-
rium und gilt in der CDU als Talent
für die Zukunft. Jetzt hat er eine
Schriftensammlung mit dem Titel
»Ins Offene« herausgegeben, in
dem Kritiker von Angela Merkels
Flüchtlingspolitik zu Wort kom-
men. Darüber hat Andreas
S c h n a d w i n k e l  mit Jens
S p a h n  gesprochen.

?In der CDU werden Sie für
»Ins Offene« kritisiert, weil Sie

der Kanzlerin damit schaden wür-
den. Schaden Sie der Kanzlerin?

Jens Spahn: Nein, im Gegenteil.
In dem Buch beschreiben 22 Auto-
ren ihre Sicht auf die Chancen und
Herausforderungen angesichts der
großen Zahl an Flüchtlingen. Allen
ging es darum, einen Schritt zu-
rückzutreten und abseits des All-
tags zu diskutieren, was das mit
unserem Land macht. Umso brei-
ter und ehrlicher wir diskutieren,
desto mehr Menschen können wir
mitnehmen. Das ist unser gemein-
sames Interesse.

?Sind die offenen Worte der
CDU-Autoren ein Zeichen da-

für, dass die Kanzlerin an Rück-
halt in ihrer eigenen Partei verlo-
ren hat?

Spahn: Um es ganz klar zu sa-
gen: Angela Merkel arbeitet seit
zehn Jahren hart dafür, dass es
Deutschland gut geht. Und das soll
auch so bleiben. Es ist aber doch
ganz normal, dass es in einer
Volkspartei wie der CDU unter-
schiedliche Blickwinkel gibt. Das
halten wir aus.

?Sie fordern von Angela Merkel
eine größere »Bereitschaft zur

Härte«. Wie soll sich diese Härte
ausdrücken?

Spahn: Die deutsche Gesell-
schaft muss sich da ehrlich ma-
chen. Alle sagen, wir müssten end-
lich mehr Abschiebungen durch-
setzen, aber wenn es konkret wird
und Familien gegen ihren Willen in
den Flieger nach Hause gesetzt
werden, dann ertragen viele die
Bilder nicht. Das ist natürlich hart,
aber ehrlich. Wir können nicht alle
Menschen, die sich ein besseres
Leben wünschen, hier aufnehmen.

?Warum sind es junge CDU-
Politiker, die eine Wende in

der Flüchtlingspolitik fordern? 
Spahn: Wenn Hunderttausende

Menschen in kurzer Zeit neu nach
Deutschland kommen und zumin-
dest eine gewisse Zeit bleiben wer-
den, dann ist das eine Aufgabe von
Jahren und Jahrzehnten. Das ge-
lingt nur, wenn wir alte Fehler
nicht wiederholen und sofort kon-
sequent auf Integration setzen.

?Wie stark wird die Flüchtlings-
politik den Bundesparteitag

bestimmen?
Spahn: Am Ende sollte das Sig-

nal stehen, dass wir gemeinsam
und auf allen Ebenen an einer Be-
grenzung der Flüchtlingszahlen
arbeiten. Denn sonst überfordern
wir uns, und auch Integration
kann dann nicht gelingen.

Jens Spahn gehört in der Flücht-
lingspolitik zu den Skeptikern.

»Wir brauchen
eine Atempause«

Ein Gastbeitrag von Carsten Linnemann
P a d e r b o r n (WB). Der

CDU-Bundestagsabgeordnete 
Carsten Linnemann aus Pader-
born setzt sich kritisch mit der
Flüchtlingspolitik auseinander.
Sein Gastbeitrag ist ein Auszug
aus dem Buch »Ins Offene«.

»Die Flüchtlingsdebatte nimmt
absurde Züge an. Sie pendelt zwi-
schen Luftballons und Stachel-
draht. Entsprechend gereizt ist die
Stimmung in der Gesellschaft.
Auch deswegen, weil sich viele
Menschen nicht mehr trauen, ihre
Meinung zu artikulieren. Weil sie
Angst haben, dass sie etwas Fal-
sches sagen und in die rechte Ecke
gestellt werden könnten.

Von einer offenen Debattenkul-
tur, die Ausdruck einer freiheitli-
chen Gesellschaft ist, sind wir ent-
fernter denn je. Zum Schaden
unserer Demokratie, denn extreme
Kräfte bekommen in einem solchen
Klima leicht Oberwasser. Umso
wichtiger ist es, dass die Politik die
Probleme offen anspricht und
nichts schönredet.

Aber das gilt nicht nur für die
Politik. So haben sich einzelne Per-
sönlichkeiten aus der Wirtschaft
nicht mit Ruhm bekleckert, als sie
den Eindruck erweckten, dass

Flüchtlinge die Fachkräftelücke
schließen könnten. Ein Blick auf
die Fakten entlarvt solches Reden
als Wunschtraum: Die überragende
Mehrheit der Flüchtlinge be-
herrscht unsere Sprache nicht, be-
rufliche Qualifikationen fehlen. Die
Integration in den Arbeitsmarkt ist
das A und O. Aber sie ist eben nicht
zum Nulltarif zu haben.

Das wissen nicht zuletzt auch die
freiwilligen Helfer, ohne deren En-
gagement das staatliche System be-
reits kollabiert wäre. Von ihnen

sind sie zu hören, die unbequemen,
aber ehrlichen Fragen: Wie sollen
wir es schaffen, so schnell winter-
feste Unterkünfte zur Verfügung zu
stellen? Wo sollen so schnell die
Lehrer herkommen, die den
Flüchtlingen die deutsche Sprache
und Kultur vermitteln?

Zufriedenstellende Antworten
gibt es darauf nicht. Zugleich sto-
ßen schon jetzt viele Kommunen an
die Grenzen ihrer Aufnahmefähig-
keit. Jeder weiß: Kein Land der
Welt ist in der Lage, auf Dauer
einen so großen wie unkontrollier-
ten Zuzug von Menschen zu ver-
kraften. Wir brauchen dringend
eine Begrenzung. Dazu sind die
Fluchtursachen zu bekämpfen und
durch Maßnahmen zu flankieren,
die den Zielländern kurzfristig Er-
leichterung bringen. Eine effektive
Grenzsicherung ist unabdingbar –
am besten auf europäischer, not-
falls auf nationaler Ebene.

Deutschland braucht jetzt eine
Atempause. Damit wir uns auf das
konzentrieren können, was am
dringendsten ist: die Integration
der Flüchtlinge, und zwar basie-
rend auf dem Prinzip des Förderns
und Forderns. Wenn wir hier ver-
sagen, droht unser Staat in seinen
Grundfesten erschüttert zu wer-
den. Soweit darf es nicht kom-
men.« 

Carsten Linnemann ist CDU-Bun-
destagsabgeordneter.

Merkels schwerste Rede
Beim CDU-Bundesparteitag muss die Kanzlerin ihre Flüchtlingspolitik gegen Widerstände verteidigen

Von Hagen S t r a u ß

B e r l i n (WB). Wer erwar-
tet hat, dass der neue
Kampfbegriff im Streit um
die Flüchtlingspolitik vom
Bundesvorstand der CDU
aufgegriffen wird, sieht sich
seit gestern enttäuscht. Für
eine Obergrenze bei der Auf-
nahme von Flüchtlingen plä-
diert die CDU-Führung in
ihrem mit Spannung erwar-
teten Antrag an den Bundes-
parteitag nämlich nicht.

 Die Vorsitzende Angela Merkel
lehnt das Wort ab. Sie glaubt, dass
eine  Obergrenze  praktisch  nicht
umzusetzen ist. Streit mit den De­
legierten ist damit programmiert.

Der  Konvent  in  Karlsruhe  von
Sonntag  bis  Dienstag  wird  span­
nend,  obwohl  keine  Vorstands­
wahlen  stattfinden.  Ursprünglich
sollte es um die interne und inhalt­
liche  Modernisierung  der  Partei
gehen.  Jünger,  bunter,  vielfältiger
will  die  CDU  werden.  Und  teurer.
So  sollen  Kreisverbände  künftig
pro Mitglied deutlich mehr an die
Bundespartei bezahlen.

Doch das alles wird in den Hin­
tergrund  treten,  weil  die  Flücht­
lingskrise  dominiert.  Wegen  der
Brisanz wollten die CDU­Granden
eigentlich  erst  ganz  kurz  vor  Be­
ginn  die  genaue  Ausgestaltung
des Antrages zur Flüchtlingspolitik
beraten  und  beschließen.  Seit
gestern  liegt  der  Leitantrag  des
CDU­Bundesvorstandes  auf  dem
Tisch.  Wer  Angela  Merkel  zuletzt
im  Bundestag  gehört  hat,  und
wer  die  Beschlüsse  der  drei
Parteivorsitzenden  der
schwarz­roten  Koali­
tion kennt, die kürzlich
im  Kanzleramt  zur
Asylpolitik  gefasst
wurden,  fühlt sich be­
stätigt:  Die  Reduzie­
rung  des  Flüchtlings­
andrangs  ja,  aber  die
Obergrenze  taucht
nicht  auf.  Fluchtursa­

chen  sollen  stattdessen  stärker
bekämpft  und  die  europaweite
Verteilung  der  Flüchtlinge  sicher­
gestellt  werden.  Darüber  hinaus
nimmt das Thema Integration viel
Raum  ein:  Die  Union  will  sie  för­
dern  –  und  verpflichtend  fordern,
wie unter anderem der Landesver­
band Rheinland­Pfalz vorschlägt. 

Dahinter  soll  sich  der  Parteitag
dann  möglichst  geschlossen  ver­
sammeln.  Ob  das  gelingen  wird,
ist  zumindest  fraglich.  So  liegen
auch Anträge vor, in denen deutli­
cher  und  forscher  gefordert  wird,
dass der Umgang mit Flüchtlingen
»nicht zu einem Verlust an realisti­
scher Selbsteinschätzung«  führen
darf.  Das  sagt  beispielsweise  die
Junge Union, die die Partei unbe­
dingt  auf  eine  Obergrenze  ein­
schwören  will.  Die  Mittelstands­
vereinigung  MIT,  die  Frau­
en­Union  sowie  ei­
nige  Landesver­
bände  proben

ebenfalls  den  Widerstand  gegen
die  Politik  der  Kanzlerin.  Das  hat
Gründe. Erstens tickt die Basis oft
anders als die Oberen  in Berlin  –
schließlich  muss  sie  vor  Ort  das
ausbaden,  was  Merkel  und  ihre
Getreuen  in  der  Hauptstadt  be­
schließen. Zweitens ist die Flücht­
lingspolitik seit langem mal wieder
ein  Thema,  bei  dem  viele  CDU­
Leute nicht wissen, ob sie sich an
Merkels Seite positionieren sollen
oder es nicht besser ist, sich dem
großen  Unbehagen  an  der  Basis
anzuschließen.  Und  drittens  ste­
hen  am  12.  März  drei  wichtige
Landtagswahlen an. Sachsen­An­
halts  CDU­Ministerpräsident  Rei­
ner  Haseloff  hat  wenig  Hoffnung
auf  einem  Rückgang  der  Flücht­
lingszahlen:  »Eine  schnelle  Lö­
sung wird es nicht geben. Solange
wir  unsere  begrenzten  Kapazitä­
ten  nicht  benennen  und  die  EU
keine  Verteilung  beschließt,  wird
sich  trotz  mancher  Schwankun­

gen nur wenig verändern.«
Dann wäre da noch die CSU.

Sie erhöht den Druck auf die
Schwesterpartei und fordert,
dass  von  Karlsruhe  ein  kla­
res  Signal  der  Begrenzung
ausgehen müsse. Wenn sich
auf  europäischer  Ebene  bis
Jahresende nichts  tue, müs­
se  eben  national  gehandelt
werden,  heißt  es  bei  den
Christsozialen.  Auch  CSU­
Chef  Horst  Seehofer  wird
in Karlsruhe auftreten, was
nach dem Eklat von Mün­
chen,  als  er  Merkel  auf
dem CSU­Parteitag wie ein

Schulmädchen behandel­
te,  besonders  interes­
sant  wird.  Sollte  der
Bayer  vehement  eine
Obergrenze  fordern,
wäre  das  ziemlich
egal. Die Parteitags­
regie  hat  dafür  ge­
sorgt,  dass  Horst
Seehofer  erst  dann
spricht, wenn in der
Flüchtlingsfrage
schon  alles  be­
schlossen  ist.  So
hat es die CSU mit
Angela  Merkel
auch gemacht.


